„Wer fürchtet sich vor Kinderrechten?“

Netzwerk Kinderrechte kritisiert SPÖ-ÖVP-Entwurf zur Verankerung von Kinderrechten in der österreichischen Verfassung

„Der Gesetzesvorbehalt in Artikel 7 ist aus unserer Sicht der enttäuschendste Teil des Entwurfs. Wir fordern deshalb dessen Rücknahme. Wir fragen uns: "Wer fürchtet sich vor Kinderrechten?“ - Da wird jahrelang staatlicherseits beteuert, wie wichtig Kinderrechte wären, und kaum gibt es konkrete Überlegungen, werden sie im Bundesverfassungsgesetz selbst gleich wieder relativiert.“ kritisierte Mag. Helmut Sax vom Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte in einer heute, 17. November 2009, in Wien vom Netzwerk Kinderrechte einberufenen Pressekonferenz den in der vergangenen Woche veröffentlichten Entwurf der Regierungsparteien zur Verankerung von Kinderrechten in der österreichischen Verfassung. Eine solche Beschränkung von Grundrechten aus Gründen der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ruhe und Ordnung, des wirtschaftlichen Wohl des Landes etc. sei bei den kinderrechtlichen Grundprinzipien wie Kindeswohl oder Partizipation nicht legitim.

Auch für die Bundesjugendvertretung ist der vorliegende Entwurf zur Verfassungsverankerung einiger Kinder- und Jugendrechte „mangelhaft und 20 Jahre seit Bestehen der UN-Kinderrechtskonvention jedenfalls kein Fortschritt“ so deren Geschäftsführer Mag. Benedikt Walzel. „Offen ist doch vor allem, ob der Entwurf für Kinder und Jugendliche überhaupt konkrete Auswirkungen hat. Außerdem ist unklar, warum nicht die ganze Konvention in Verfassungsrang gehoben wird. Ebenso fehlt ein begleitender Maßnahmenplan.“ lautete seine Analyse der Mängel, die zustande gekommen seien, weil die Regierungsparteien den Entwurf ohne Einbindung der Bundesjugendvertretung und anderer Kinderrechtsorganisationen entwickelt haben. Ein gemeinsamer Diskussionsprozess sei deshalb nach wie vor dringend geboten, damit der Entwurf in der derzeitigen Form nicht bereits am 10. oder 11. Dezember 2009 im Parlament mit der für Verfassungsgesetze notwendigen Zweidrittelmehrheit beschlossen werde.

Die konkreten kinderrechtlichen Problembereiche in Österreich erläuterte die Wiener Kinder- und Jugendanwältin, DSA Monika Pinterits: „Von einem Jubeljahr für die Kinderrechte können wir leider auch heuer in Österreich nicht sprechen. Auch wenn die „Konvention über die Rechte des Kindes“ der Vereinten Nationen am 20. November ihren 20. Geburtstag feiert, muss noch sehr viel passieren, damit wir sagen können, der positive Geist der Kinderrechte ist in den Köpfen der Menschen angekommen.“ So sei die Jugendwohlfahrt noch immer „zentrale Baustelle“, und das Fremdenrecht verweigere sich den Grundsätzen der Kinderrechtskonvention. Erst vor wenigen Wochen musste die Schließung des Österreichischen Instituts für Jugendforschung bekannt gegeben werden. Auch sei die fehlende finanzielle Unterstützung von Seiten der Regierung für die Notrufnummer „147 - Rat auf Draht“ noch immer nicht gesichert. Und auch der heute im Ministerrat beschlossene Kinderbeistand sei nicht so geregelt, dass er für alle von Scheidung betroffenen Kinder Hilfe bietet.

